
"Bei den Wahlen legitimiert die Bevölkerung diejenigen 
Maßnahmen, die später gegen sie unternommen werden!"
(Herbert Wehner)

Das Regierungsprogramm: Kürzen! Streichen! Abbauen!
"Liebe Bürgerinnen und Bürger... 
für nötige Reformen brauchen wir die Bereitschaft zu 
Veränderungen..."
(Aus Kanzlerin Merkels Neujahrsbrief an die Nation.)

Offenbar ist sich die große Koalition dieser Bereitschaft 
nicht sicher. Zumal auf der anderen Seite die Feierstim-
mung des deutschen Kapitals kurz vor Jahresende - als 
erneuter Exportweltmeister und mit erneuten Rekord-
überschüssen - nur schlecht verborgen werden konnte.

War vor der Bundestagswahl noch alles locker: die SPD 
ging volle Breitseite gegen die kapitalistischen Heu-
schrecken und gegen die CDU-Steuererhöhungen - so 
wurde kurz nach der Wahl der Klassenkampf von oben 
durch SPD und CDU/CSU gemeinsam neu und ver-
schärft aufgelegt.

Denn die Unternehmerverbände hatten das Regierungs-
programm bereits geschrieben: Kürzen! Streichen! Ab-
bauen! Die Bevölkerung musste nur noch diejenigen 
wählen, die das Programm umsetzen sollten.

Das Unternehmerwahlprogramm lautete unter anderem:
• die Mehrwertsteuer wird erhöht - dafür werden die direkten Steuern gesenkt;
• der Kündigungsschutz wird gelockert - dafür aber betriebliche Bündnisse gegen Tarifverträge positioniert;
• mehr Arbeit für weniger Geld - natürlich nicht für alle - der Rest kriegt Hartz IV;
• die Hochschulausbildung wird verschlechtert, dafür werden Studiengebühren eingeführt;
• Das Rentenalter wird auf 67 Jahre angehoben - dafür die Rente gesenkt;
• In der Krankenversicherung werden die Leistungen verringert - dafür die Zuzahlungen erhöht.

Inzwischen hat die große Koalition gegen den Sozialstaat bereits die Eckpunkte des Unternehmer-
programms angepackt und wird dafür von BDI-Chef Thumann gelobt ("die richtigen Ziele gesteckt"). 
Und gerade hat Finanzminister Steinbrück (SPD) - er war noch im Mai 2005 in NRW wegen schwe-
ren Sozialraubs abgewählt worden - vor Unternehmern (IHK Frankfurt) versprochen, dass es mit 
dem Sozialstaat so nicht mehr weitergehen könne.

Worauf wartet ihr?
Daß die Tauben mit sich reden lassen
Und daß die Unersättlichen 
Euch etwas abgeben!
Die Wölfe werden euch nähren statt
euch zu verschlingen!
Aus Freundlichkeit
Werden die Tiger euch einladen
Ihnen die Zähne zu ziehen!
Darauf wartet ihr!

Bertolt Brecht,   
Die Hoffenden, 1933 

,BochumerSozialforum

Um die Unternehmer und Konzerne weiter zu begünstigen, bedient sich die Regierung bei 
den Alten, den Jungen, den Erwerbslosen und den abhängig Beschäftigten gleichermaßen.



Die auf 19% erhöhte Mehrwertsteuer ist Gift für 
Familien, besonders von Geringverdienern. Die 
Reichen merken die Verteuerung  kaum. Dage-
gen ist die "Reichensteuer" eher lächerlich. Zu-
mal die Steuern auf Kapitalgewinne erneut ge-
senkt werden und die Abschreibungsmöglichkei-
ten nochmal gesteigert werden sollen.

Pendlerpauschale, Sparerfreibetrag, Abfindun-
gen, Rente, Gesundheitsfürsorge werden grund-
legend verschlechtert. Bei der Erwerbslosenver-
sorgung werden unterm Strich fast 8 Mrd. € ab-
gezogen und gleichzeitig die Repressalien er-
höht. Das ist schon "Hartz V".  Auch müssen El-
tern für erwachsene Kinder bis 25 Jahre ohne 
Arbeit wieder zahlen. Die meisten Förderinstru-
mente (Hartz I-III) werden sang- und klanglos 
eingemottet. Und wird doch noch jemand neu 
eingestellt, dann ist er oder sie faktisch zwei 
Jahre lang rechtlos (zwei Jahre Probezeit und 
kein Kündigungsschutz mehr).

Mittlerweile reicht den Unternehmerverbänden 
diese Umsetzung ihres Programms bei weitem 
nicht mehr. Sie fordern radikalere Systemverän-
derungen, vor allem bei Rente, Gesundheit und 
im Tarifrecht.

Aber es gibt keine ähnlich lautstarke und ent-
schlossene Haltung auf Gewerkschaftsseite. 
DGB-Chef Sommer und die anderen SPD-
Freunde aus den Gewerkschaftszentralen or-
ganisieren seit langem nicht die notwendige 
Gegenwehr!

Es wird also darauf ankommen, dass es mehr 
Bewegung unten gibt. Empörung und 
moralische Entrüstung reichen nicht. 
Ohne Aktion, ohne breiten organisierten 
Widerstand gegen die reaktionäre neoliberale 
Politik - in Bewegungen, auf der Straße, in 
Betrieben - ändert sich zu unseren Gunsten 
nichts mehr!

Schluss mit den "Reformen" gegen uns!
Aufruf zur Großdemonstration am 25. März 2006 in Berlin
Gemeinsam gegen Massenentlassungen, Sozialabbau, innere Aufrüstung und Krieg!

Stoppt den Bolkestein-Hammer!
Demonstrationen gegen die EU-Bolkestein-Richtlinie und Aushebelung von Löhnen, 
Umwelt- und Sozialstandards

• 11. Februar in Strasbourg
Europäische Demonstration

• 11. Februar in Berlin
Aktion vor dem Wirtschaftsministerium

• 14. Februar in Strasbourg

Bochumer Sozialforum - www.kolabor.de/sozialforum/

Attac Bochum - www.attac.de/bochum/

Unabhängige Sozialberatung:
Di 16-18, Do 11-13, Soziales Zentrum , Rottstr. 31, 0234 - 460 169

Bewegung-in-Bochum - www.bo-alternativ.de
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